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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

und  
den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

 

des Herrn Rechtsanwalt  
 

Beschwerdeführers und Antragstellers, 

gegen 

 

1. die Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutzverord-

nung) vom 16. Oktober 2020, 

2. die Allgemeinverfügung für das Gebiet der Stadt Bochum 

zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Aus-

breitung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 19. Oktober 

2020, 

 

 
hat die 3. Kammer des 
 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 10. November 2020 

 

durch  

 

die Präsidentin Dr. B r a n d t s , 

die Richterin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b  und 

den Richter Dr. N e d d e n - B o e g e r  

 

gemäß § 58 Abs. 2, § 59 Abs. 2 und § 60 Satz 2 VerfGHG 

 

einstimmig beschlossen:  
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Das Verfahren wird eingestellt. 

 

 

 

G r ü n d e : 

 

Die Kammer ist gemäß § 60 Satz 2 i. V. m. § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen 

(VerfGHG) vom 14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofge-

setzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 400), für die Entscheidung über die Ein-

stellung des Verfassungsbeschwerdeverfahrens zuständig. 

 

Das Verfahren ist einzustellen, weil der Beschwerdeführer seine Verfassungsbe-

schwerde sowie den zugehörigen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

mit Schriftsatz vom 28. Oktober 2020 insgesamt für erledigt erklärt hat und Gründe 

für eine Fortführung des Verfahrens im öffentlichen Interesse nicht ersichtlich sind. 

 

Seine Auslagen sind dem Beschwerdeführer nicht zu erstatten. Der Verfassungs-

gerichtshof kann gem. § 63 Abs. 5 VerfGHG die volle oder teilweise Erstattung der 

notwendigen Auslagen anordnen. Unter Billigkeitsgesichtspunkten kann dabei ins-

besondere dem Grund, der zur Erledigung geführt hat, wesentliche Bedeutung zu-

kommen. So ist es billig, einem Beschwerdeführer die Erstattung seiner Auslagen 

zuzuerkennen, wenn die öffentliche Gewalt von sich aus den mit der Verfassungs-

beschwerde angegriffenen Akt beseitigt oder der Beschwer auf andere Weise ab-

hilft, weil in diesem Fall davon ausgegangen werden kann, dass sie das Begehren 

des Beschwerdeführers selbst für berechtigt erachtet hat (VerfGH NRW, Beschluss 

vom 25. August 2020 – VerfGH 71/20.VB-2, juris, Rn. 7). Gemessen daran gibt es 

keine Anhaltspunkte, dass eine Erstattung der Auslagen des Beschwerdeführers 
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unter Billigkeitsgesichtspunkten geboten wäre. Dass in der zwischenzeitlichen Auf-

hebung oder Neufassung der angegriffenen Maßnahmen ein „Anerkenntnis“ zu-

gunsten des Beschwerdeführers zu sehen sein soll, ist nicht anzunehmen. 

 

Dr. Brandts Prof. Dr. Dauner-Lieb Dr. Nedden-Boeger 

 


